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Zusammenfassung
Steuereinnahmen sind die wichtigste Finanzierungsquelle für alle Dimensionen nachhaltiger Entwicklung – öko-
nomisch, sozial und ökologisch. Besonders Entwicklungsländer haben Schwierigkeiten, hinreichend Steuerein-
nahmen zu generieren. Die Folge ist die eklatante Unterversorgung der Bevölkerung mit öffentlichen Gütern und 
Dienstleistungen.

Insbesondere zwei Hindernisse auf internationaler Ebene erschweren den Ländern die ausreichende Finanzierung 
ihrer Staatshaushalte durch Steuereinnahmen. Dies ist einerseits die grenzüberschreitende Steuerflucht, und ande-
rerseits der schädliche Steuerwettbewerb zwischen Ländern, der zu einem Absenkungswettlauf in der Unterneh-
mensbesteuerung geführt hat. Gerade transnational operierende Unternehmen und reiche Privatpersonen tragen 
deshalb wenig zum Steueraufkommen bei. Neben dem Finanzierungsproblem besteht so auch ein erhebliches 
Gerechtigkeitsproblem, sowohl in Ländern des Südens wie des Nordens. 

Eine effektivere internationale Steuerkooperation kann zur Lösung dieser Probleme beitragen. Die nötigen Ins-
titutionen dafür haben in der internationalen Finanzarchitektur bislang gefehlt. Doch im Herbst 2023 fällte die 
UN-Generalversammlung nach zähen Verhandlungen einen Beschluss historischen Ausmaßes, um einen Prozess 
zur Verhandlung einer UN-Rahmenkonvention für internationale Steuerkooperation (UN Framework Convention 
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for International Tax Cooperation (UN-FCITC)) einzuleiten. Der Beschluss ist nicht nur ein historisches Ereignis, 
sondern auch strukturell gesehen ein Meilenstein: Erstmals sitzen alle Staaten der Welt mit am Verhandlungstisch. 
Das stellt eine enorme Stärkung der Mitsprache insbesondere von Entwicklungsländern dar und sollte garantieren, 
dass ihre Bedürfnisse zukünftig besser berücksichtigt werden. 

Ähnlich wie bei der UN-Klimarahmenkonvention, ist geplant, die einzelnen Sachthemen zum Teil in der Konven-
tion abzudecken und zum Teil nach ihrer Verabschiedung in Zusatzprotokollen zu behandeln. Die ersten Verhand-
lungssitzungen haben gezeigt, dass sowohl UN-Mitgliedstaaten als auch zivilgesellschaftliche Organisationen mit 
hohen Erwartungen an den Prozess herantreten. Die Konvention soll eine breite Palette steuerpolitischer Themen 
behandeln, von denen zahlreiche ein gewaltiges Einnahmepotential für die Finanzierung nachhaltiger Entwicklung 
und den Klimaschutz haben. Allein eine fair gestaltete internationale Regelung der Unternehmensbesteuerung 
könnte 500 Milliarden US-Dollar pro Jahr zusätzlich an öffentlichen Einnahmen bringen, davon 200 Milliarden für 
Entwicklungsländer. Eine globale Vermögenssteuer für Milliardär*innen könnte weitere 200 bis 250 Milliarden 
US-Dollar jährlich generieren. Die global koordinierte Einführung progressiver Umweltsteuern könnte nicht nur zu-
sätzliche Einnahmen erzielen, sondern hätte auch starke positive Lenkungseffekte auf die Förderung nachhaltiger 
Entwicklung weltweit. 

Die UN-Steuerkonvention hat also beachtliches Potenzial, die Lücken, die im Hinblick auf die Finanzierung einer 
nachhaltigen Entwicklung bestehen, ein gutes Stück zu schließen, und das in Nord und Süd zugleich. Regierungen 
wären durch zusätzliche Steuereinnahmen zudem in der Lage, mehr öffentliche Dienste für die Umsetzung ihrer 
menschenrechtlichen Verpflichtungen anzubieten. Eine effektivere internationale Steuerkooperation, wie sie die 
neue Konvention ermöglichen würde, erzeugt damit eine klare Win-Win-Situation. Die Bundesregierung, die bei 
den Verhandlungen in New York durch das Bundesfinanzministerium vertreten wird, sollte sich für ein ambitionier-
tes Verhandlungsergebnis einsetzen. 

 Die Bedeutung von Steuern in der Entwicklungsfinanzierung 

1  United Nations (2024) Financing for Sustainable Development Report 2024, https://desapublications.un.org/file/20487/download (05.07.24), S. 8.

Steuern sind für einen Staat die wichtigste Finan­
zierungsquelle für öffentliche Güter. Sie finanzie­
ren das Bildungswesen, Gesundheitsdienstleistun­
gen, den öffentlichen Dienst und Infrastruktur 
aller Art. Die Entwicklung moderner Gesellschaf­
ten und des modernen Staatswesens ging mit einer 
massiven Erhöhung der Staatsquote einher, also des 
Anteils der Staatsausgaben am Bruttosozialprodukt 
eines Landes. Seit der Industrialisierung führten 
Nationalstaaten zahlreiche neue Arten an Steuern 
und Abgaben ein. Besonders im und direkt nach 
dem Zweiten Weltkrieg wurden Steuersätze, zum 
Beispiel auf Einkommen, massiv erhöht. Steuern 
waren die finanzpolitische Voraussetzung für die 
Entwicklung des in Europa üblichen Sozialstaats. 

Nicht viel anders verhält es sich mit den Entwick­
lungszielen, die in den Zielkatalog der Sustainable 
Development Goals (SDGs) der Vereinten Natio­
nen Eingang gefunden haben. Um sie zu erreichen,  

bedarf es staatlicher Aktion und Intervention. Ihre 
Finanzierung hängt daher erheblich von einem ef­
fektiven System der Steuererhebung ab. Das man­
gelnde Volumen von Steuereinnahmen ist ein zent­
rales Entwicklungsproblem der Länder des globalen 
Südens. Der Medianwert der Steuerquote beträgt 
dort nur 22 Prozent, in den 46 am wenigsten ent­
wickelten Ländern (Least Developed Countries, 
LDCs) sogar nur 12 Prozent.1 Zum Vergleich: Die 
Steuerquote in der Europäischen Union liegt im 
Durchschnitt bei 41,2 Prozent des Bruttosozial­
produkts (BSP). Länder wie Frankreich oder Bel­
gien erreichen Spitzenwerte von über 45 Prozent, 
und auch in den skandinavischen Ländern und 
Deutschland sind die Steuerquoten, inklusive der 
Sozialabgaben, hoch. Länder mit höherer Steuer­
quote können im internationalen Vergleich leis­
tungsfähigere Sozialstaaten finanzieren. In vielen 
Rankings korreliert dies mit hoher Lebensqualität 
und gesellschaftlicher Zufriedenheit. 

https://desapublications.un.org/file/20487/download
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Abbildung 1: Staatseinnahmen als Prozentsatz des BSP

Datenquelle: https://www.wider.unu.edu/project/grd-government-revenue-dataset

Entwicklungsländer haben absolut gesehen gerin­
ge Steuereinnahmen, weil viele der relevantesten 
Steuern als Prozentsatz auf Einkommen und forma­
lisierte Wirtschaftsaktivitäten erhoben werden. Für 
diese Länder spielen daher Zölle auf den Außen­
handel, Lizenzgebühren auf die Rohstoffförde­
rung, oder auch Unternehmenssteuern auf die 
Geschäfte transnationaler Konzerne, als weitere 
Einnahmequellen eine überproportional wichtige 
Rolle. Aber genau diese Steuer­ und Abgaben typen 
gerieten im Zuge der neoliberalen Strukturan­
passung seit den 1980er Jahren zunehmend unter 
den Druck einflussreicher beratender Institutionen 
wie dem Internationalen Währungsfonds oder der 
Weltbank. Sie wurden in vielen Ländern reduziert 
oder abgeschafft, mit fatalen Folgen für das Poten­
zial dieser Länder, einheimische Ressourcen für die 
Entwicklungsfinanzierung zu generieren. 

Neben der Staatsfinanzierung haben Steuern heut­
zutage auch eine bedeutende Rolle bei der wirksa­
men Reduktion von Ungleichheit innerhalb eines 
Landes. Die UN­Ziele für nachhaltige Entwick­
lung greifen das zumindest ansatzweise auf, wenn 
sie fiskalpolitische Maßnahmen zur schrittweisen 
Reduktion von Ungleichheit fordern und die um-
verteilende Wirkung von Fiskalpolitik messen. 
Umverteilung wird durch ein progressives Steuer­

system erwirkt, das reiche Bevölkerungsschichten 
stärker besteuert als arme, und mit Steuereinnah­
men bevorzugt Maßnahmen finanziert, die die Le­
bensbedingungen von armen Bevölkerungsschich­
ten verbessern. 

Auch Entwicklungszusammenarbeit wird 
aus Steuereinnahmen finanziert

Die Länder mit den höchsten Staatsquoten sind 
zum größten Teil auch die Länder mit den umfas­
sendsten Programmen öffentlicher Entwicklungs­
zusammenarbeit (Official Development Assistance, 
ODA). Denn auch ODA – neben den einheimi­
schen Steuereinnahmen im globalen Süden eine 
zweite wichtige Säule der Entwicklungsfinanzie­
rung – wird aus Steuereinnahmen finanziert und ist 
von leistungsfähigen Steuersystemen abhängig, in 
dem Fall von den Steuersystemen der Geberländer. 

Vergleicht man die Einnahmen aus einheimischen 
Steuern mit denen aus der ODA – im Fachdis­
kurs bezeichnet man ersteres als Domestic  Public 
 Finance (DPF) und letzteres als International Public 
Finance (IPF) – werden die Vorteile von Steuerein­
nahmen deutlich. Zwar sind auch Steuereinnahmen 
konjunkturabhängig und daher leicht schwankend, 
aber doch deutlich stabiler und vorhersehbarer als 

https://www.wider.unu.edu/project/grd-government-revenue-dataset
https://www.bmz.de/resource/blob/157178/positonspapier-weniger-ungleichheit-de.pdf
https://sdg-indikatoren.de/10/
https://sdg-indikatoren.de/10/
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IPF, zu der die ODA zählt, die jeder zeit von Gebern 
gekürzt oder komplett gestrichen werden kann. 
Über Steuereinnahmen können Regierungen bzw. 
Parlamente frei verfügen (Ownership) und sie nach 
ihren eigenen Prioritäten einsetzen (Alignment). 
Bei ODA bestimmt hingegen der Geber stark mit, 
zu welchem Zweck sie eingesetzt wird. Darüber hi­
naus fließt ODA häufig in Projekte, die von auslän­
dischen Organisationen umgesetzt werden. Steuern 
hingegen fließen in der Regel durch die länderei-
genen Systeme, was diese stärkt: Transaktionskos­
ten sinken, lokale Arbeitsplätze können geschaffen 
werden und über Multiplikatoreneffekte wird die 
Wirtschaft allgemein stimuliert. 

ODA ist derzeit auch die Hauptfinanzierungs quelle 
multilateraler Organisationen. ODA­Kürzungen 

werden auch für ihre Arbeit Probleme im Hinblick 
auf die Vorhersehbarkeit der Mittelzuflüsse und 
die Autonomie von nationalen Interessen einzel­
ner Geber bringen. Die Idee, globale Aufgaben und 
internationale Organisationen, die sie umsetzen, 
verstärkt durch globale Steuern zu finanzieren, 
kommt in der Fachdebatte immer wieder auf. Bis 
dato gibt es allerdings nur Pilotprojekte, in denen 
einzelne Nationalstaaten bestimmte Steuereinnah­
men einer multilateralen Organisation zur Ver­
fügung gestellt haben. Ein Beispiel sind die Ein-
nahmen aus einer Flugticketabgabe an das Ge­
sundheitshilfswerk UNITAID. Bislang ist Besteu­
erung eine nationale Aufgabe, was unter anderem 
daran liegt, dass Institutionen für internationale 
Regelsetzungen im Steuerbereich fehlen. 

Box 1: Steuerhebung: eine Frage der Kapazität?

Von Kritiker*innen einer multilateralen Steuerkonvention wird häufig vorgetragen, die Probleme der Entwicklungslän-
der, hinreichend Steuern zu mobilisieren, seien weniger eine Konsequenz des unzureichenden internationalen Regel-
werks als eine Folge der unzureichenden Kapazität ihrer nationalen Steuerverwaltung. Prioritär sei daher der Kapazi-
tätsaufbau. Dieser könne im Rahmen internationaler Entwicklungszusammenarbeit durch Initiativen wie zum Beispiel 
der Addis Tax Initiative gefördert werden. 

Beobachter*innen bisheriger Steuerverhandlungen unter dem Dach der OECD argumentieren dagegen, dass Länder 
des globalen Nordens – getrieben von Lobbygruppen der Privatwirtschaft und den großen Steuerberatungsfirmen – 
das Steuerrecht unnötig kompliziert gestaltet hätten. Dies sei besonders im Bereich der Unternehmensbesteuerung der 
Fall, wo das bestehende sogenannte Fremdvergleichs-Prinzip durch die neuen OECD-Abkommen noch komplexer wird. 

Allgemein gilt, dass eine zunehmende Komplexität Steuervermeidungsstrategien begünstigt. Die G24 – ein politisches 
Koordinationsgremium der Entwicklungs- und Schwellenländer – hatte sich in den jüngsten OECD-Verhandlungen 
daher für eine radikal vereinfachte Gesamtkonzernsteuer eingesetzt, die den Aufwand für Steuerverwaltungen in 
Nord und Süd massiv reduzieren würde. Der Vorschlag der G24 ist nicht im finalen Abkommen der OECD zur Reform 
der Unternehmensbesteuerung, dem sogenannten BEPS-2-Abkommen, reflektiert.  

Lenkungsfunktion: Steuern als Politik­
instrument nachhaltiger Entwicklung

Steuern haben auch eine Lenkungsfunktion und 
sind daher ein zentrales Instrument zur Erreichung 
von Politikzielen. Zum Beispiel können sie das 
Konsumverhalten der Bevölkerung lenken, in dem 
gesundheitsschädliche Produkte wie Alkohol oder 
Tabak höher besteuert werden als Grundnahrungs­
mittel. Steuereinnahmen werden wiederum dazu 
verwendet, den Bürger*innen eine kostenlose (d. h. 
steuerfinanzierte) Schulbildung oder Gesundheits­
versorgung zu ermöglichen. 

Heutzutage hat sich die Lenkungsfunktion dahin 
erweitert, über gezielte Steuererhebungen auch 
Um weltverträglichkeit herzustellen und den 
Klima wandel einzudämmen. Sowohl in der nati­
onalen als auch internationalen Debatte sind daher 

unterschiedliche Arten von Umweltsteuern in der 
Debatte. Die meisten zielen insbesondere auf die 
Verteuerung des Verbrauchs fossiler Energieträger 
ab und sollen Verursacher*innen von Umweltschä­
den besteuern. 

Auch Finanztransaktionensteuern werden wei-
terhin diskutiert, da exzessive Spekulation auf den 
Finanzmärkten gesellschaftlich unproduktiv ist und 
Finanzkrisen hervorrufen kann, die mit erheblichen 
Kosten für Staaten verbunden sind. Spekulationen 
sollen durch Verteuerung reduziert werden. Länder 
wie Frankreich haben eine solche Steuer bereits im 
Alleingang eingeführt. In anderen Ländern schei­
tern Initiativen, weil Lobbygruppen mit Standort­
nachteilen argumentierten. Jüngst in der Diskussi­
on sind auch Kryptosteuern. Die Spekulation mit 
Kryptowährungen unterliegt vielerorts noch nicht 
einmal den regulären Kapitalertragssteuern.

https://www.un.org/en/ecosoc/newfunct/pdf/luxembourg_eurodad-how_to_spend_it.pdf
https://www.un.org/en/ecosoc/newfunct/pdf/luxembourg_eurodad-how_to_spend_it.pdf
https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://citeseerx.ist.psu.edu/document%3Frepid%3Drep1%26type%3Dpdf%26doi%3Dff93e040f3aa02ec542f81680d1848a54a8c7d5e&ved=2ahUKEwjBw-LopaOGAxWtSKQEHZvbBrUQFnoECDoQAQ&usg=AOvVaw2YbOzVRSPmVDnNsbvTKXzQ
https://en.wikipedia.org/wiki/Solidarity_tax_on_airplane_tickets
https://en.wikipedia.org/wiki/Solidarity_tax_on_airplane_tickets
https://www.addistaxinitiative.net/
https://www.g24.org/working-group-on-tax/
https://www.bmz.de/de/themen/finanztransaktionssteuer?enodia=eyJleHAiOjE3MTY0NTMwNzIsImNvbnRlbnQiOnRydWUsImF1ZCI6ImF1dGgiLCJIb3N0Ijoid3d3LmJtei5kZSIsIlNvdXJjZUlQIjoiNzkuMTUwLjM3LjIyIiwiQ29uZmlnSUQiOiI4ZGFkY2UxMjVmZDJjMzkzMmI5NDNiNTJlOWQyY2Q2NTA1NzU0ZTE2MjIxMmEyY2UxYmI1YWYxNWMwZDRiYmZlIn0=.10m1TxL58bwGvuwJ5lDzKCQ7bpGjxXZTUyHqamlEmww=
https://www.bmz.de/de/themen/finanztransaktionssteuer?enodia=eyJleHAiOjE3MTY0NTMwNzIsImNvbnRlbnQiOnRydWUsImF1ZCI6ImF1dGgiLCJIb3N0Ijoid3d3LmJtei5kZSIsIlNvdXJjZUlQIjoiNzkuMTUwLjM3LjIyIiwiQ29uZmlnSUQiOiI4ZGFkY2UxMjVmZDJjMzkzMmI5NDNiNTJlOWQyY2Q2NTA1NzU0ZTE2MjIxMmEyY2UxYmI1YWYxNWMwZDRiYmZlIn0=.10m1TxL58bwGvuwJ5lDzKCQ7bpGjxXZTUyHqamlEmww=


5  Briefing Juli 2024 Die neue Steuerrahmenkonvention der Vereinten Nationen

Wenn Steuern ihre Lenkungsfunktionen in vollem 
Umfang erfüllen sollen, muss garantiert sein, dass 
Besteuerung nicht lediglich dazu führt, dass schäd­
liche Aktivitäten von einem Standort zum nächsten 
verlagert werden. Es bedarf also eines koordinier­
ten Vorgehens von Staaten, im Optimalfall im glo­
balen Maßstab. 

Schädlicher Steuerwettbewerb 

Aufgrund einer zunehmenden Deregulierung 
und Liberalisierung des Kapitalverkehrs seit den 
1980er­Jahren bestehen heutzutage zahlreiche 
Möglichkeiten, um Steuern zu vermeiden und zu 
hinterziehen. Gerade reiche Privatpersonen, trans­
nationale Unternehmen und Finanzinstitutionen 
nutzen die Unterschiede von steuerlichen Be­
dingungen zwischen Staaten aus, und reduzieren 
durch geschickte Verlagerung von Wirtschaftsak­
tivitäten, die häufig nur auf dem Papier stattfindet, 
ihre Steuer last auf ein Minimum. 

Bekannt geworden ist die gängige Praxis trans­
nationaler Konzerne, Subunternehmen in Steuer­
oasen zu gründen. Interne Verrechnungspreise 
werden zwischen den Konzernteilen in verschie­
denen Ländern so manipuliert, dass die Gewinne 
des Gesamtkonzerns primär beim Tochterunter­
nehmen anfallen, das in einer Steueroase ansässig 

ist. Der Steuersatz dort ist gering oder Null. Neben 
dieser Praxis des sogenannten Base Erosion and 
Profit Shifting (BEPS), gibt es für Unternehmen 
jedoch viele weitere Möglichkeiten zur „Steuer­
optimierung“. 

Diese Praxis der Gewinnverschiebung hat zu einem 
schädlichen internationalen Steuerwettbewerb ge­
führt. Um überhaupt noch Einnahmen generieren 
zu können, haben viele Länder ihre Steuersätze 
für Einkommensquellen, die ins Ausland verlagert 
werden können, in einem „Race to the Bottom“ 
immer weiter gesenkt. Das hat nicht nur zu einem 
Einbruch an Staatseinahmen aus Unternehmens­ 
oder Vermögenssteuern geführt, es hat auch die 
Steuerungerechtigkeit eklatant verschärft. Denn 
besonders Menschen mit großen Vermögen profi­
tieren davon, während das Arbeitseinkommen und 
der Konsum ärmerer Bevölkerungsschichten für 
einen größeren Anteil der Steuereinnahmen her­
angezogen wird.

Dem „Race to the Bottom“ im internationalen 
Steuerwettbewerb einen Riegel vorzuschieben gilt 
heute als die vielleicht wichtigste Aufgabe interna­
tionaler Kooperation in Steuerfragen. Ein zentraler 
Aspekt ist dabei die faire Verteilung von Besteue­
rungsrechten bei grenzüberschreitenden Aktivitä­
ten auf die verschiedenen Länder. 

Grafik 1: Der Absenkungswettlauf bei Unternehmenssteuern

Quelle: https://stats.oecd.org/Index.aspx?DataSetCode=CTS_CIT#

https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/infothek/jahrbuch-steuergerechtigkeit-2024/
https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/infothek/jahrbuch-steuergerechtigkeit-2024/
https://stats.oecd.org/Index.aspx?DataSetCode=CTS_CIT
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Initiativen der OECD zur Reform der Besteuerung 
transnationaler Konzerne sind bei Regierungen der 
Entwicklungsländer und auch bei Steuergerechtig­
keitsaktivist*innen auf Kritik gestoßen. Sie sind zu 
kompliziert, rechnen den Ländern des Globalen Sü­
dens weiterhin zu wenige Besteuerungsrechte zu, 
und gerade die größten und profitabelsten Unter­
nehmen dürfen weiterhin den niedrigsten Steuer­

satz zahlen. Für arme Länder, in denen die Kon­
zerne wirtschaftlich tätig sind, würde eine derarti­
ge Reform zu wenige Zusatzeinnahmen bringen. 
Aus diesen Gründen hat letztlich eine Mehrheit der 
UN­Mitgliedstaaten dafür votiert, die Vereinten 
Nationen mit der Normensetzung im internationa­
len Steuerbereich zu beauftragen. 

Box 2: Steuermoral und Steuerkooperation

Effektive Steuererhebung steht in engem Zusammenhang mit Steuermoral, also mit der Einstellung der Bürger*innen zu 
Steuern und Besteuerung. Karl-Martin Hentschel und Alfred Eibl vom zivilgesellschaftlichen Netzwerk Attac betonen, 
dass Steuervermeidung vor allem mit der neoliberalen Wende seit den 1980er-Jahren zum Kavaliersdelikt und Volks-
sport verkommen sei. Dabei sei eine Steuervermeidungsindustrie entstanden, die den schädlichen Steuerwettbewerb 
massiv angefacht hat. Seit der globalen Finanzkrise Ende der 2000-er Jahre ist jedoch ein Gegentrend und eine neue 
moralische Kehrtwende erkennbar. Steuerhinterziehung und selbst Steuervermeidung gelten wieder zunehmend als 
Stigma. Dazu beigetragen haben die Aufdeckung von Skandalen durch investigative Journalist*innen und effektive zivil-
gesellschaftliche Initiativen. Zu nennen sind hier vor allem die Steuergerechtigkeitsnetzwerke (Tax Justice Networks), 
die in den letzten zwanzig Jahren in vielen Ländern und Regionen entstanden sind, und sich international zur Global 
Alliance for Tax Justice (GATJ) zusammengeschlossen haben. Auch die Kirchen haben sich dem Thema angenommen, 
ein Beispiel ist die Zachäus-Kampagne. Und selbst einigen Vermögenden gehen ihre Steuerprivilegien mittlerweile viel 
zu weit, sie haben Initiativen wie „Tax me Now!“ gegründet. Diese moralische Kehrtwende hat viel dazu beigetragen, 
dass Steuerkooperation auf der Agenda der internationalen Politik weit nach oben gerückt ist.

Quelle: Karl-Martin Hentschel /Alfred Eibl: Steuer-Revolution! Ein Konzept zur Rückverteilung von Reichtum, zu mehr Gerechtigkeit und Klima-
schutz, Hamburg 2024 

Der lange Weg zur UN-Steuerkonvention

Internationale Steuerkooperation galt lange als be­
deutendste Governance­Lücke im internationalen 
Institutionsgefüge. Andere Bereiche wurden be­
sonders nach dem Zweiten Weltkrieg effektiv regu­
liert. So wurde 1944 der Internationale Währungs­
fonds gegründet. Ab 1948 regelte das Allgemeine 
Zoll­ und Handelsabkommen (General Agreement 
on Trade and Tariffs, GATT) den internationalen 
Handel und wurde 1994 zur Welthandelsorganisa­
tion (WTO) aufgewertet. Im Steuerbereich hinge­
gen galt und gilt weiterhin ein Patchwork aus mitt-
lerweile mehr als 2.500 bilateralen Abkommen. 
Begleitet werden sie durch umfangreiche, aber nur 
teilweise verbindliche Standards der OECD und 
bilaterale Streitschlichtungsmechanismen. 

Als im Jahr 2000 die Vorbereitungen für die In­
ternationale Konferenz für Entwicklungsfinan­
zierung in Monterrey (Mexiko) begannen, wurde 
eine hochrangige Expert*innengruppe unter dem 
Vorsitz des ehemaligen mexikanischen Präsidenten 
Ernesto Zedillo einberufen, um die internationale 
Gemeinschaft zu beraten. Prominent auf der Liste 
der Politikempfehlungen war die Schaffung einer 
International Tax Organization. Politisch realisier­
bar war das zum damaligen Zeitpunkt allerdings 

nicht. 2005 legte eine Gruppe um die Präsidenten 
aus Frankreich und Brasilien („Lula-Gruppe“) 
eine Liste mit möglichen internationalen Steuer-
maßnahmen zur Finanzierung der damals gelten­
den UN­Entwicklungsziele vor. Die Parallelen zur 
heutigen Debatte sind offensichtlich.

Zehn Jahre später, auf der Dritten Internationalen 
Konferenz zur Entwicklungsfinanzierung in Addis 
Abeba im Jahre 2015, war eine abgeschwächte 
Forderung zur Schaffung einer International Tax 
Organization – nämlich die Schaffung einer zwi­
schenstaatlichen Körperschaft zur Steuerkoopera­
tion – bis zuletzt der größte Streitpunkt der Kon­
ferenz. Letztlich führten politische Widerstände 
besonders der reichen Länder dazu, dass nur eine 
leichte Aufwertung des UN-Expert*innenkomi-
tees zur internationalen Steuerkooperation be­
schlossen wurde. Dieses Expert*innenkomitee ist 
kein zwischenstaatliches Gremium und es gibt nur 
Empfehlungen ab. Rechtsverbindliche Normen 
schaffte es nicht.

Die Idee, eine multilaterale Institution mit univer­
saler Mitgliedschaft und einem Mandat zur Nor­
mensetzung zu schaffen, war seit dem Gipfel in 

https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/
https://globaltaxjustice.org/
https://globaltaxjustice.org/
https://zachaeus-kampagne.de/
https://www.taxmenow.eu/
https://www.2030agenda.de/sites/default/files/Auszug_Ellmers_Ryding.pdf
https://www.2030agenda.de/sites/default/files/Auszug_Ellmers_Ryding.pdf
https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://www2.weed-online.org/ffd/pdf/Zedillo-Report.pdf&ved=2ahUKEwjvuqiEsKOGAxUxfqQEHQn5AB0QFnoECBYQAQ&usg=AOvVaw2N4wx5Jn0Lq-Z87y9nz6ui
https://archive.globalpolicy.org/social-and-economic-policy/global-taxes-1-79/general-analysis-on-global-taxes/46020.html
https://www.vie-publique.fr/rapport/26622-les-nouvelles-contributions-financieres-internationales
https://www.vie-publique.fr/rapport/26622-les-nouvelles-contributions-financieres-internationales
https://financing.desa.un.org/what-we-do/ECOSOC/tax-committee/tax-committee-home
https://financing.desa.un.org/what-we-do/ECOSOC/tax-committee/tax-committee-home
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Addis Abeba jedoch nicht mehr wegzudenken. Vor 
allem von zivilgesellschaftlichen Kampagnengrup­
pen wurde sie mit Vehemenz immer wieder in den 
Diskurs eingebracht. Besondere Unterstützung er­
hielt sie von den afrikanischen Mitgliedstaaten in 
den Vereinten Nationen, die mit 54 Sitzen in der 
UN­Generalversammlung die bedeutendste Regi­
onalgruppe darstellen. 

Kontinuierlicher Druck ermutigte die Vereinten 
Nationen 2020 dazu, auf Initiative Nigerias und 
Norwegens das High-Level Panel on Financi-
al Accountability, Transparency und Integrity 
(FACTI) einzusetzen, dem mit Heidemarie Wiec­
zorek­Zeul auch eine ehemalige deutsche Bun­
desministerin angehörte. Im FACTI-Report von 
2021 wurde erstmalig und explizit eine UN­Steu­
erkonvention gefordert. Die zweite von vierzehn 
Empfehlungen lautete: “International tax norms, 
particularly tax­transparency standards, should be 
established through an open and inclusive legal in­
strument with universal participation; to that end, 
the international community should initiate a pro­
cess for a UN Tax Convention.” Als letzte Empfeh­
lung fügte das FACTI­Panel hinzu: “Building up 
on existing structures, create an inclusive intergo­
vernmental body on tax matters under the United 
Nations.” Damit griff das FACTI­Panel die Forde­
rung der Addis Abeba­Konferenz nicht nur wie­
der auf, sondern ging mit der expliziten Forderung 
nach einer UN­Steuerkonvention noch einen gro­
ßen Schritt weiter.

Ein konkreter Vorschlag für eine UN-Steuer-
konvention wurde im Frühjahr 2022 von den zivil­
gesellschaftlichen Organisationen GATJ und Euro­
dad vorgelegt. Dieser Entwurf wurde wiederum im 
April 2022 in New York im Kontext des UN Fi­
nancing for Development­Forums vorgestellt und 
mit Staatenvertreter*innen diskutiert. Der Vor­
schlag lehnt sich an die UN­Klimarahmenkonven­
tion (UNFCCC) an. Ähnlich wie diese sieht er ein 
regelmäßig tagendes Verhandlungsformat vor. Die 
UN­Steuerrahmenkonvention würde damit ähn­
lich wie die Vertragsstaatenkonferenz (Conference 
of the Parties, COP) in der Klimapolitik funktio­
nieren. Völkerrechtsverbindliche Normen würden 
über die Konvention selbst verhandelt werden, aber 
auch über verschiedene Protokolle, die nach Ver­
abschiedung der eigentlichen Konvention angefügt 
werden können. Das Format einer Rahmenkon­
vention hat damit den Vorteil, dynamisch zu sein. 
Neu auftretende Probleme in der internationalen 
Steuerpolitik könnten zukünftig durch ergänzende 
Protokolle behandelt werden, was genauso ange­
messen erscheint wie in der Klimapolitik.

Im Oktober 2022 ging Nigeria mit politischer Rü­
ckendeckung der Afrikagruppe bei den Vereinten 
Nationen den entscheidenden Schritt und brachte 
einen Resolutionsentwurf für eine UN-Konven-
tion zur internationalen Steuerkooperation in die 
UN­Generalversammlung ein. Bei den folgenden 
Verhandlungen gab es allerdings massive Wider­
stände, vor allem von Seiten einiger OECD­Mit­
gliedstaaten. Die schließlich angenommene Re-
solution zur „Förderung inklusiver und effektiver 
Steuerkooperation bei den Vereinten Nationen“ 
vermied den Begriff Konvention, und beauftragte 
zunächst den UN­Generalsekretär, einen Bericht 
über Defizite des Steuersystems und mögliche Lö­
sungen anzufertigen. 

Dieser Bericht mit dem Titel „Promotion of inclu-
sive and effective international tax cooperation 
at the United Nations“ wurde im August 2023 
veröffentlicht. Er legte die Governance­Defizite 
der internationalen Finanzarchitektur im Steuer­
bereich offen, und stellte den UN­Mitgliedstaaten 
drei Reformoptionen zur Auswahl: 1) Eine multi­
laterale Steuerkonvention; 2) eine Rahmenkonven­
tion zu internationaler Steuerkooperation; oder 3) 
einen Rahmen zu internationaler Steuerkooperati­
on. Die zweite Option war die stärkste davon. Sie 
folgte auch dem Vorschlag, der von der Zivilgesell­
schaft eingebracht worden war. 

Im Prinzip bekräftigte der Bericht des UN­Ge­
neralsekretärs damit das bereits im Vorjahr einge­
brachte Vorhaben, den Prozess zu einer UN­Steu­
erkonvention einzuleiten. Nigeria brachte erneut 
einen Resolutionsentwurf in die UN­Gene­
ralversammlung ein, diesmal mit dem expliziten 
Vorschlag einer Steuerrahmenkonvention. Die 
UN­Generalversammlung sollte der Resolution 
zufolge ein Ad Hoc­Komitee einrichten, das das 
Mandat zur Ausarbeitung der Konvention bekäme. 
Wieder kam es in den Verhandlungen zu massiven 
Widerständen, doch in dieser Runde war die Un­
terstützung der Gruppe der G77 und China poli­
tisch gesichert, die bei den Vereinten Nationen die 
Gesamtheit der Entwicklungsländer und damit die 
Mehrheit der Mitgliedstaaten koordiniert. Die Re-
solution wurde schließlich mit 125 Stimmen an-
genommen. Es gab 48 Gegenstimmen und neun 
Enthaltungen. Während die Entwicklungsländer 
nahezu geschlossen dafür stimmten, kam die Skep­
sis überwiegend von OECD­Mitgliedstaaten. 

Nach Annahme der Resolution im November 2023 
wurde ein Komitee eingerichtet, mit dem sperri­
gen Titel „Ad Hoc Committee to Draft Terms of 
Reference for a United Nations Framework Con­

https://factipanel.org/
https://factipanel.org/
https://factipanel.org/
https://factipanel.org/docpdfs/FACTI_Panel_Report.pdf
https://factipanel.org/docpdfs/FACTI_Panel_Report.pdf
https://www.eurodad.org/un_tax_convention
https://www.eurodad.org/un_tax_convention
https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/das-potenzial-einer-un-steuerkonvention-und-einer-race-to-the-top-allianz/
https://undocs.org/Home/Mobile?FinalSymbol=A%2FC.2%2F77%2FL.11&Language=E&DeviceType=Desktop&LangRequested=False
https://undocs.org/Home/Mobile?FinalSymbol=A%2FC.2%2F77%2FL.11&Language=E&DeviceType=Desktop&LangRequested=False
https://www.undocs.org/Home/Mobile?FinalSymbol=A%2FRES%2F77%2F244&Language=E&DeviceType=Desktop&LangRequested=False
https://www.undocs.org/Home/Mobile?FinalSymbol=A%2FRES%2F77%2F244&Language=E&DeviceType=Desktop&LangRequested=False
https://www.eurodad.org/unsg_report_global_tax_cooperation
https://www.eurodad.org/unsg_report_global_tax_cooperation
https://www.eurodad.org/unsg_report_global_tax_cooperation
https://undocs.org/en/A/C.2/78/L.18/Rev.1
https://undocs.org/en/A/C.2/78/L.18/Rev.1
https://www.un.org/en/ga/second/78/docs/voting/L18-Rev1-Tax_cooperation.pdf
https://www.un.org/en/ga/second/78/docs/voting/L18-Rev1-Tax_cooperation.pdf
https://www.un.org/en/ga/second/78/docs/voting/L18-Rev1-Tax_cooperation.pdf
https://financing.desa.un.org/un-tax-convention
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vention on International Tax Cooperation“. Es hat 
bislang zweimal getagt, zunächst zu organisatori­
schen Fragen im Februar 2024 und in einer ersten 
Verhandlungssitzung im April 2024. Besonders die 
afrikanischen Länder drängen auf schnellen Fort­
schritt der Verhandlungen. Sie wollen die Konven­
tion bereits bis 2026 vollständig aushandeln. 

Die Tagungen des Komitees sind öffentlich, und 
werden live im Internet übertragen und archi-
viert. Damit stellt das Komitee auch einen Ausstieg 
aus der intransparenten Hinterzimmerpolitik der 
Steuerverhandlungen in der OECD dar, die beson­
ders anfällig ist für Lobbyeinflüsse ressourcenstar­
ker Wirtschaftsakteure. Akkreditierte zivilgesell­
schaftliche Organisationen können an den Sitzun­
gen des Ad hoc­Komitees teilnehmen und eigene 
Eingaben machen – auch dies ein absolutes Novum 
im Steuerbereich. 

Ein Knackpunkt der Verhandlungen ist der Abstim­
mungsmodus. Vor allem die Länder, die von vorn­
herein einen gewissen Widerwillen gegen eine am­
bitionierte UN­Steuerkonvention gezeigt haben, 
wollen das Konsensprinzip durchsetzen. Das würde 
jedem einzelnen der 193 UN­Mitglied staaten ein 
Vetorecht einräumen, und damit Blockaden ein­
fach machen. Daher bestehen gerade die treibenden 
Kräfte des Prozesses auf die Möglichkeit der Mehr­
heitsentscheidung, wie es auch in der Geschäftsord­
nung der UN­Generalversammlung vorgesehen ist. 

Der zweite entscheidende Punkt ist die Frage, wel­
che Bereiche aus dem komplexen Politikfeld der 
internationalen Steuerkooperation die zu verhan­
delnde Konvention überhaupt umfassen soll. 

Ziele und Inhalte einer UN-Steuerkonvention

Mit Beginn der Verhandlungen wird die Frage kon­
kret, welche Ziele und Inhalte die neue UN­Steu­
erkonvention umfassen soll. Die Meinungen dazu 
gehen in der Fachdiskussion weit auseinander, so­
wohl was die Ambition als auch was die Inhalte der 
Konvention angeht. Bereits im Vorlauf der ersten 
Verhandlungssitzung wurde von Seiten der Verein­

ten Nationen ein Konsultationsprozess eingeleitet, 
an dem sich etwa 100 Mitgliedstaaten und andere 
Stakeholder beteiligt haben. Die bedeutendste ge-
meinsame Position zivilgesellschaftlicher Grup-
pen wurde von 174 Organisationen unterzeichnet 
(siehe Box 3). 

Box 3: Zivilgesellschaftliche Vorschläge für eine UN-Steuerkonvention

Zivilgesellschaftliche Gruppen haben eine gemeinsame Position bei den Vereinten Nationen präsentiert. Die Position 
befasst sich zunächst mit prinzipiellen Fragen. Als Lehre aus den OECD-BEPS-Verhandlungen werden hier insbesondere 
Transparenz und auch zivilgesellschaftliche Partizipation gefordert, beides war in den OECD-Verhandlungen nicht ge-
geben. Auch solle die Konvention einen Menschenrechtsansatz verfolgen, Geschlechtergerechtigkeit berücksichtigen 
und Kohärenz mit anderen UN-Konventionen, zum Beispiel aus dem Klima- oder Biodiversitätsbereich, herstellen. Vor 
allem aber enthält die zivilgesellschaftliche Positionierung eine Liste mit steuerpolitischen Themen, die der internatio-
nalen Regulierung und Normensetzung bedürfen: 

1. Steuertransparenz

 »  Automatischer Informationsaustausch

 »  Register der wirtschaftlich Berechtigten

 »  Länderbezogene Berichterstattung

2. Transparenz bei Steueranreizen und -befreiungen

3. Fundamentale Reform der internationalen Unternehmensbesteuerung

4. Besteuerung grenzüberschreitender Dienstleistungen der Digitalökonomie

5. Besteuerung von Einkommen und Vermögen der Reichsten

6. Besteuerung extraktiver Industrien

7. Progressive Umweltsteuern

8. Förderung progressiverer Besteuerung bei existierenden Steuertypen

https://financing.desa.un.org/un-tax-convention/first-session
https://financing.desa.un.org/un-tax-convention/first-session
https://financing.desa.un.org/un-tax-convention/inputs
https://financing.desa.un.org/un-tax-convention/inputs
https://financing.desa.un.org/sites/default/files/2024-03/Civil%20Society%20Financing%20for%20Development%20Mechanism_Input_AHC%20Tax_2.pdf
https://financing.desa.un.org/sites/default/files/2024-03/Civil%20Society%20Financing%20for%20Development%20Mechanism_Input_AHC%20Tax_2.pdf
https://financing.desa.un.org/sites/default/files/2024-03/Civil%20Society%20Financing%20for%20Development%20Mechanism_Input_AHC%20Tax_2.pdf
https://financing.desa.un.org/sites/default/files/2024-03/Center%20for%20Economic%20and%20Social%20Rights%20%28CESR%29_Input_AHC%20Tax.pdf
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Eine UN­Rahmenkonvention kann die einzelnen 
Sachthemen auch in Form von Protokollen anfü­
gen, ähnlich wie das auch bei der UN­Klimakon­
vention der Fall ist. Bereits auf der Verhandlungs­
sitzung des Komitees im April wurde darüber dis­
kutiert, ob man zunächst die Rahmenkonvention 
aushandeln und verabschieden solle, und anschlie­
ßend die Protokolle, oder ob zum Zweck der Zeit­
ersparnis die einzelnen Protokolle parallel verhan­
delt werden sollten. Als Kompromiss schlug Groß­
britannien schließlich vor, bereits früh mit der Aus­
arbeitung erster Protokolle zu beginnen, diese aber 
erst nach Verabschiedung der Rahmenkonvention 
zu verabschieden. 

UN­Mitgliedstaaten haben sich ebenfalls zur Frage 
der zu behandelnden Sachthemen und Protokolle 
geäußert, dies sowohl in ihren zahlreichen Einsen­
dungen zur offiziellen UN­Konsultation im Feb­
ruar 2024, als auch auf der Verhandlungssitzung 
im April. Während derzeit noch keine konkreten 
Beschlüsse gefasst sind, kristallisieren sich aus der 
Debatte folgende Themenfelder als Prioritätsbe­
reiche heraus:

1.  Grenzüberschreitende Steuerhinterzie­
hung und Steuervermeidung (illegitime 
Finanzflüsse), Informationsaustausch und 
Transparenz: Seit Jahren wird kontrovers dis­
kutiert, was der Begriff „illegitime Finanzflüsse“ 
alles umfasst, insbesondere ob er die Gewinn­
verschiebung und Steuervermeidung großer 
Konzerne mit einbezieht. Zentrale Fortschritte 
im Kampf gegen Steuerhinterziehung umfasst 
das ABC internationaler Steuerpolitik: von    
(A)utomatischer Informationsaustausch über   
(B)eneficial Ownership Register (in Deutschland: 
Transparenzregister) bis (C)ountry­by­country 
reporting (zu Deutsch: länderbezogene Bericht­
erstattung). Mehrere Länder forderten in New 
York, diese Maßnahmen weiterzuentwickeln 
und bestehende Lücken unter dem Dach der UN 
zu schließen. Das Potenzial für die Rückfüh­
rung illegitim erworbener und ausgeführter Gel­
der zurück in den Globalen Süden ist sehr groß. 
Einer Schätzung der Weltbank zufolge sind in 
den letzten vierzig Jahren jährlich etwa 20 bis 40 
Milliarden US­Dollar illegal erlangter Gelder aus 
dem Globalen Süden abgeflossen, aber bis Ende 
2023 insgesamt nur 10 Milliarden US­Dollar  
 

2  OECD (2024): Economic Impact Assessment of the Global Minimum Tax, https://www.oecd.org/tax/beps/summary-economic-impact-assessment-global-
minimum-tax-january-2024.pdf (05.07.24).

3  Nach OECD-Definition Übergewinne für Residualgewinne einschließlich Banken und Mineralölkonzerne (2.000 Milliarden US-Dollar), mit Umverteilung 
basierend auf BIP-Anteil von 39 Prozent für IDA und IBRD Länder.

zurückgeführt worden. Das EU Tax Observa­
tory schätzt in seinem Global Tax Evasion Re-
port 2024 das anonyme Offshore­Vermögen aus 
dem Globalen Süden auf etwa 3.600 Milliarden 
US­Dollar für das Jahr 2022. Die Kapitalflucht 
– vor allem über Preisdiskrepanzen beim gren­
züberschreitenden Handel – summiert sich nach 
Angaben der UN allein für Afrika schätzungs­
weise auf 90 Milliarden US­Dollar pro Jahr.  

2.  Reform der Unternehmensbesteuerung, 
grenzüberschreitende Dienstleistungen, 
Digitalisierung und Streitbeilegung: Bereits 
der Landau-Bericht von 2004 enthielt die For­
derung, die Gewinne der 1.000 größten Unter­
nehmen global und einheitlich mit 25 Prozent 
zu besteuern und errechnete Einnahmen in 
Höhe von 200 Milliarden US­Dollar. Seitdem 
sind die Gewinne der größten Konzerne noch 
einmal massiv gestiegen. Aktuelle Schätzungen 
beziffern allein den Schaden durch Gewinn­
verschiebung der größten Konzerne auf etwa 
200 bis 300 Milliarden US­Dollar pro Jahr. 
Die globale Mindeststeuer der OECD beträgt 
nur 15 Prozent und soll nach Schätzungen der 
OECD etwa 100 Milliarden US­Dollar direk­
te Mehr einnahmen bringen. Diese werden aber 
zum größten Teil in den Steueroasen verbleiben.2  
 
Die in der ersten Säule des aktuellen OECD­Re­
formpakets (BEPS II) vorgesehene Umverteilung 
der Besteuerungsrechte bleibt – falls sie über­
haupt umgesetzt wird – auf die etwa 100 größ­
ten und profitabelsten Konzerne beschränkt und 
verteilt nur ein Viertel ihrer „Übergewinne“ 
neu. Übergewinne sind Gewinne, die die Ren­
dite von durchschnittlichen Unternehmen über­
steigen und aus Marktmacht resultieren. Würde 
man heute diese „Übergewinne“ der 200 pro­
fitabelsten und größten Unternehmen neu ver­
teilen und zusätzlich mit 25 Prozent besteuern, 
würden sich die Einnahmen auf etwa 500 Milli­
arden US­Dollar belaufen, davon etwa 200 Mil­
liarden US­Dollar in Ländern mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen.3 Ob eine UN­
Steuer konvention die Arbeit der OECD in die­
sem Bereich einbeziehen und weiterentwickeln 
soll, ist besonders heftig umstritten. Vor allem 
die OECD­Staaten befürchten eine Schwächung  
 

https://www.eurodad.org/un_tax_convention_process
https://www.eurodad.org/un_tax_convention_process
https://airtable.com/appnAb91kJR3rJZf5/shrZYSE6vCbHxSONu/tbljPQCf4hW9EVB7w/viwijqiwStYTCgxWx?blocks=hide
https://taxjustice.net/faq/what-are-the-abcs-of-tax-justice/
https://star.worldbank.org/blog/asset-recovery-watch-database
https://www.oecd.org/tax/beps/summary-economic-impact-assessment-global-minimum-tax-january-2024.pdf
https://www.oecd.org/tax/beps/summary-economic-impact-assessment-global-minimum-tax-january-2024.pdf
https://www.taxobservatory.eu/publication/global-tax-evasion-report-2024/
https://www.taxobservatory.eu/publication/global-tax-evasion-report-2024/
https://unctad.org/news/africa-could-gain-89-billion-annually-curbing-illicit-financial-flows
https://www.vie-publique.fr/rapport/26622-les-nouvelles-contributions-financieres-internationales
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der bisherigen Bemühungen, eine doppelte Zu­
ständigkeit und vor allem den Machtverlust der 
von ihnen kontrollierten OECD. 

3.  Besteuerung von Superreichen und gro­
ßen Vermögen: Der Landau­Bericht von 2004 
schlägt eine Vermögensteuer vor und kommt auf 
geschätzte Einnahmen von 50 Milliarden Euro 
pro Jahr, bei einem Steuersatz von einem Pro­
zent auf einen Vermögensbestand von 5 Billio­
nen Euro. Zusätzlich sollten Portfolioinvestitio­
nen besteuert werden. Seit der Veröffentlichung 
des Berichts sind die Vermögen der Superreichen 
weiter rapide gewachsen. Ein im Auftrag der 
brasilianischen G20­Präsidentschaft von Gabri-
el Zucman erstellter Bericht kommt zu dem 
Schluss, dass eine Reichenssteuer von zwei Pro­
zent auf die Vermögen von 3000 Milliardär*in­
nen jährlich zwischen 200 und 250 Milliarden 
US­Dollar einbringen würde. Die Finanzmi­
nister aus Brasilien und Frankreich haben an­
gekündigt, bis spätestens November 2024 einen 
G20­Beschluss zu entwerfen, der die OECD 
beauftragt, die Grundlagen für eine solche Be­
steuerung zu schaffen. Dabei dürfte sich zei­
gen, dass die Vermögen der Milliardär*innen 
noch deutlich höher sind als bisher auf Basis 
von journalistischen Reichenlisten geschätzt.4 
Bei den Verhandlungen zu den möglichen In­
halten einer UN­Steuerkonvention hat sich 
Deutschland für die Besteuerung von großen 
Vermögen ausgesprochen, bezog sich dabei aber 
nicht auf eine internationale Steuer, sondern 
auf ein international abgestimmtes Vorgehen 
gegen Steuerhinterziehung und Steuerflucht.5 

4.  Umwelt­ und Finanztransaktionssteuern: 
Die einzigen Empfehlungen aus dem Land­
au­Bericht, die bisher umgesetzt wurden, waren 
Umweltsteuern. Ein Beispiel ist die bereits er­
wähnte Flugticketsteuer in Frankreich, die von 

4  Das EU Tax Observatory nutzt die Forbes-Reichenlisten. Eine Analyse für Deutschland zeigt, dass die Milliardenvermögen hier etwa doppelt so hoch sind 
wie von Forbes geschätzt (vgl. Jirmann/Trautvetter (2023): Milliardenvermögen in Deutschland, https://www.boeckler.de/pdf/p_fofoe_WP_316_2023.pdf 
(05.07.24).

5  Das deutsche schriftliche Statement von März 2024 hat neben Kapazitätsaufbau und Digitalisierung nur einen substantiellen Beitrag – den Kampf gegen 
Steuerhinterziehung und Steuervermeidung mit besonderem Fokus auf Individuen mit hohem Vermögen (im Original: „Measures to prevent tax evasion and 
avoidance with a specific focus on high-net worth individuals“).

2006 bis 2013 etwa eine Milliarde Euro an Ein-
nahmen für die UNITAID generierte. In der 
EU haben bisher sechs weitere Staaten, darun­
ter Deutschland, eine solche Steuer eingeführt 
– allerdings typischerweise nur auf inländische 
bzw. innereuropäische Flüge. Der International 
Council on Clean Transportation hat 2022 einen 
Vorschlag vorgelegt, um die nötigen Investi­
tionen für eine Emissionsreduzierung von Flug­
zeugen durch eine Vielfliegerabgabe zu finan­
zieren. Diese müsste demnach neun US­Dollar 
auf den zweiten und bis zu 177 US­Dollar auf 
den zwanzigsten Flug betragen, und würde so zu 
90 Prozent von den 10 Prozent der Passagier*in­
nen getragen, die besonders exzessiv fliegen.  
 
Im Jahr 2023 wurde auf Initiative Frankreichs 
zudem eine International Tax Task Force 
ins Leben gerufen, die vor allem internationa­
le Steuern auf Flugtickets und Schiffsdiesel aus­
arbeiten soll. Sie soll auch den Abbau von Sub­
ventionen sowie die Besteuerung von Überge­
winnen aus dem Verkauf von Mineralölproduk­
ten überprüfen. In den Vorschlägen zur UN­
Steuer konvention spielten Umweltsteuern bisher 
aber eine eher kleine Rolle. Zivilgesellschaftli­
che Gruppen fordern, die Arbeit der Task Force 
in die UN­Steuerkonvention zu integrieren.  
 
Stärkere Berücksichtigung in der UN­Steuer­
konvention sollte auch eine globale Finanztrans­
aktionssteuer bekommen. Mit Einnahmen von 
110 Milliarden US­Dollar war eine Steuer auf 
Währungstransaktionen im Landau­Bericht die 
Maßnahme mit den fünfthöchsten Einnahmen. 
Auch die International Tax Task Force hat eine 
Steuer auf Finanztransaktionen als eine von sechs 
Maßnahmen wieder auf die Agenda gesetzt. 
Einer Schätzung von 2019 zufolge könnte sie 
weltweit Einnahmen von 200 bis 400 Milliarden 
US­Dollar erbringen.

http://gabriel-zucman.eu/files/report-g20.pdf
http://gabriel-zucman.eu/files/report-g20.pdf
https://www.boeckler.de/pdf/p_fofoe_WP_316_2023.pdf
https://financing.desa.un.org/sites/default/files/2024-03/Germany_Input_AHC%20Tax.pdf
https://unitaid.org/news-blog/french-levy-on-airline-tickets-raises-more-than-one-billion-euros-for-worlds-poor-since-2006/#en
https://unitaid.org/news-blog/french-levy-on-airline-tickets-raises-more-than-one-billion-euros-for-worlds-poor-since-2006/#en
https://theicct.org/publication/global-aviation-frequent-flying-levy-sep22/
https://theicct.org/publication/global-aviation-frequent-flying-levy-sep22/
https://globalsolidaritylevies.org/
https://www.wifo.ac.at/publication/53202/
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Tabelle 1: Steuertypen und Einnahmepotenzial

Steuertyp Einnahmepotenzial 
(in Mrd. US-Dollar)

Verteilung der Einnahmen

Beendigung von Gewinnver-
schiebung transnationaler Konzerne

200–300 Nach derzeitigen Modellen vor allem an 
Steueroasen und OECD-Staaten  

Faire Besteuerung von  
Übergewinnen der Unternehmen 

500 Etwa 200 Mrd. US-Dollar davon an Ent-
wicklungs- und Schwellenländer  

Milliardärssteuer 214 114 Mrd. US-Dollar in OECD-Staaten, 
ggf. globale Umverteilung nötig  

Vielfliegerabgabe 175 Zwei Drittel in Ländern hohen  
Einkommens, ggf. Umverteilung nötig  

Finanztransaktionssteuer 200–400 Vor allem OECD-Staaten  

Rückführung von illegitimem 
Offshore-Vermögen

Bis zu 3.600 6 Einmalig an die betroffenen Länder  

Fazit und Forderungen an die Bundesregierung

6  Einmaliges Einnahmepotenzial; bei anderen Steuertypen jährliche Einnahmen.

Das Ad­Hoc­Komitee der UN­Generalversamm­
lung hat Anfang Juni 2024 einen ersten Entwurf 
für den kommenden Verhandlungsprozess vorge­
legt, der auch einen ersten Rahmen für die Kon­
vention setzt. Der Entwurf reflektiert viele For­
derungen der Steuergerechtigkeitsbewegung. Auf 
prozeduraler Ebene wird Wert auf volle Inklusivität 
gelegt. Die Konvention selbst soll das Fundament 
eines inklusiven, fairen, transparenten, gerechten 
und effektiven Steuersystems für nachhaltige Ent­
wicklung bieten. Als Sachthemen oder als Gel­
tungsbereich der Konvention werden unter ande­
rem die faire Besteuerung transnationaler Konzer­
ne, die Reichensteuer, die effektive Bekämpfung 
illegitimer Finanzflüsse, und Steuern mit ökologi­
scher Lenkungswirkung angeführt. 

Heikel ist jedoch, dass selbst der Entwurf nicht im 
Konsens des zwanzigköpfigen Bureaus des Ko­
mitees vorgeschlagen werden konnte, in dem es 
auch eine deutsche Vertreterin gibt. Damit könn­
ten noch harte Verhandlungen im Ad hoc­Komitee 
selbst anstehen. Nach derzeitigem Zeitplan soll die 
nächste Sitzung im Juli/August 2024 stattfinden. 
Bis Herbst sollen die Terms of Reference für die 
Konvention stehen. Die Konvention selbst soll in 
2025 und 2026 von der internationalen Gemein­
schaft ausgehandelt und im Herbst 2026 von der 
UN­Generalversammlung verabschiedet werden. 
Das ist ein ambitionierter Zeitplan. In Anbetracht 
dessen, dass Defizite bei der internationalen Steuer­

kooperation jedes Jahr Verluste von mehreren hun­
dert Milliarden Euro für die Finanzierung nach­
haltiger Entwicklung verursachen, gibt es jedoch 
keine Zeit zu verlieren. 

Wir fordern die Bundesregierung dazu auf:

 »  Sich mit den Partnern der Europäischen 
Union konstruktiv in den Prozess der UN­
Generalversammlung einzubringen und sich für 
eine Konvention mit breitem Geltungsbereich 
einzusetzen. 

 »  Sich für höchste Standards an Transparenz und 
zivilgesellschaftlicher Partizipation einzusetzen 
und Länder des globalen Südens im Prozess zu 
unterstützen. 

 »  Sich von Prinzipien der Steuergerechtigkeit 
leiten zu lassen, d. h. eine faire Verteilung der 
Steuerlasten auf arme und reiche Menschen zu 
unterstützen sowie eine faire Verteilung von 
Besteuerungsrechten an arme und reiche Länder. 

 »  Sich für die Schaffung progressiver Steuersysteme 
einzusetzen und Steuertypen mit positiver 
Lenkungs wirkung für eine nachhaltige Ent­
wicklung im Prozess zu fördern. 

https://financing.desa.un.org/sites/default/files/2024-06/Zero%20draft%20ToR%207%20June%202024.pdf
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